Fraktion DIE LINKE Chemnitz

Beschlussvorschlag: 

Die Verwaltung wird beauftragt:
1. Zu prüfen, zu welchen Konditionen ein ganztägiges Sozialticket für den ÖPNV in Chemnitz zum

    1.1.2010 eingeführt werden kann und welche Sonderregelungen für einen festgelegten

    Personenkreis zum Erwerb von ermäßigten persönlichen und nicht übertragbaren Fahrscheinen

    (bis zu 50% Ermäßigung zum bestehenden ÖPNV-Tarifs) getroffen werden können.

    Berechtigter Personenkreis:

    Empfänger von Leistungen nach SGB II

    Empfänger von laufenden Leistungen nach SGB XII


    Empfänger von Leistungen nach dem AsylblG

2. Die finanziellen Auswirkung auf den Stadthaushalt sind darzustellen.

3. Verwaltungsorganisatorisches Verfahren zur Genehmigung und Erhalt des Sozialtickets auf der 
    Grundlage von Erfahrungen, insbesondere der Länder Berlin und Brandenburg, sowie der Städte
    Dortmund, Köln und Senftenberg, sind für Chemnitz zu nutzen.
4. Dem Stadtrat ist in seiner Sitzung im Dezember 2008 ein schriftlicher Bericht vorzulegen.

Begründung:

Mobilität ist ein entscheidender Faktor, um sozialer Isolation und Ausgrenzung entgegen zu wirken. Sie ist zum Anderen auch Voraussetzung für die Rückkehr in den Arbeitsmarkt. Deshalb sollen Rahmenbedingungen geschaffen werden, damit alle ihr Recht auf ganztägige Mobilität wahrnehmen können. Im Jahr 2005 wurden Vergünstigungen im Rahmen des Chemnitz-Pass in dieser Richtung abgeschafft. Insbesondere mit der Hartz IV Einführung hat sich jedoch gezeigt, dass vor allem für diesen Personenkreis deutliche Einschränkungen in deren Mobilität zu verzeichnen sind, da die formelle monatliche Mobilitätspauschale von 19 Euro pro Bedarfsempfänger bei weitem nicht ausreicht. Darauf verweist auch der Paritätische Wohlfahtsverband, der einen Betrag von 41,70 Euro für die Teilhabe am öffentlichen Verkehr errechnete.

Verschiedene Städte und Länder haben bereits ein Sozialticket eingeführt. Deren Erfahrungen sollten auch in Chemnitz genutzt werden.

Auf der Basis konkreter Verhandlungen mit der CVAG, der ARGE und Betroffenenverbänden sollte das Angebot eines Sozialtickets für Menschen mit geringem Einkommen auch in Chemnitz möglich sein.
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